
§ 11 Aenderung des Einführungsgesetzes zum Bundesgesetz über die 
Krankenversicherung

Die Vorlage im Ueberblick

Mit dieser Vorlage werden verschiedene Verfahrensprobleme bei der individuellen Prämienverbilligung
gelöst und die Voraussetzungen für eine gerechtere Verteilung der zur Verfügung stehenden Mittel 
geschaffen.

Die Landsgemeinde 2002 änderte das Verfahren zur Auszahlung der Prämienverbilligung grundlegend:
Wechsel von der finanz- zur sozialpolitischen Steuerung, Berücksichtigen der aktuellsten wirtschaftli-
chen Verhältnisse, Vorverlegen des Auszahlungstermins um ein halbes Jahr. Dies schuf erhebliche
Probleme insbesondere bezüglich der Vorhersehbarkeit der finanziellen Auswirkungen; so mussten in
den letzten beiden Jahren deutlich mehr Mittel als budgetiert ausgeschüttet werden. 

Die Prämienverbilligung für Jugendliche in Ausbildung stellt einen Hauptpunkt der Aenderung dar. Viele
Jugendliche haben kein eigenes Einkommen und erhalten deshalb die volle Richtprämie. Auf diese
Weise wird jedoch das Ziel der Prämienverbilligung – Hilfe für Personen in bescheidenen wirtschaftli-
chen Verhältnissen – unzureichend verfolgt. Die Prämien werden zudem häufig von den Eltern bezahlt,
die damit unabhängig von den wirtschaftlichen Verhältnissen in den Genuss der Prämienverbilligung 
gelangen. Neu soll mündigen Jugendlichen in Ausbildung, deren Unterhalt zur Hauptsache von den 
Eltern bestritten wird, kein selbstständiger Anspruch mehr auf Prämienverbilligung zukommen. Hinge-
gen können Eltern in bescheidenen wirtschaftlichen Verhältnissen die Prämien für unterstützte Jugendli-
che im Rahmen ihrer eigenen Anspruchsberechnung geltend machen. – Weitere Gesetzesänderungen
sollen Missbräuche verhindern, die Rückforderung vereinfachen und dem Landrat bei der Bestimmung
des für den Anspruch massgebenden Einkommens grösseren Gestaltungsspielraum geben; er soll auch
den Vermögenszuschlag festlegen. 

Der Landrat entkoppelte vor allem den Anspruch auf Prämienverbilligung für Jugendliche in Ausbildung
vom Kinderabzug in der Steuererklärung. – Er beantragt die Aenderung zur Annahme im Bewusstsein,
dass die laufend ändernden Vorgaben des Bundes zu neuen Anpassungen führen werden, was im 
Uebrigen den Vollzug keineswegs vereinfacht.

1. Ausgangslage

Die Landsgemeinde 2002 revidierte das Einführungsgesetz zum Bundesgesetz über die  Krankenversiche-
rung (EG KVG) vor allem betreffend des Verfahrens zur Auszahlung der Prämienverbilligung: Wechsel von
der finanzpolitischen zur sozialpolitischen Steuerung, Vorverlegen des Auszahlungstermins um ein halbes
Jahr, Berücksichtigen der aktuellsten wirtschaftlichen Verhältnisse mittels Einführung eines ordentlichen und
ausserordentlichen Verfahrens. Dies brachte erhebliche Probleme, handelt es sich doch um ein Massenge-
schäft; so wurden in den letzten drei Jahren jeweils zwischen 15 und 17 Millionen Franken umgesetzt. Auch
die finanziellen Auswirkungen waren schwieriger vorherzusehen, so mussten in den vergangenen beiden
Jahren deutlich mehr Mittel als budgetiert ausgeschüttet werden. Korrekturen an Gesetz und regierungsrät-
lichem Reglement sind deshalb notwendig, um die Verfahrensprobleme zu lösen und die zur Verfügung ste-
henden Mittel gerechter zu verteilen.

2. Lösung für volljährige Kinder in Ausbildung

Da es sich um ein Massengeschäft handelt, muss es EDV-gestützt und weitgehend automatisch abge-
wickelt werden. Die vorgeschlagene Lösung trägt dem Rechnung. Volljährige Kinder in Ausbildung, deren
Unterhalt zur Hauptsache von den Eltern in Erfüllung der gesetzlichen Unterstützungspflicht bestritten wird,
haben keinen selbstständigen Anspruch auf Prämienverbilligung mehr. Hingegen können Eltern in beschei-
denen wirtschaftlichen Verhältnissen die Prämienverbilligung für unterstützte Jugendliche im Rahmen der
eigenen Anspruchsberechtigung geltend machen. 

Die neue Formulierung entkoppelt den Anspruch auf Prämienverbilligung für Jugendliche in Ausbildung vom
Kinderabzug in der Steuererklärung. Massgebend ist einzig das Bestreiten des Unterhalts. Eltern, welche für
Jugendliche eine Prämienverbilligung beantragen, müssen daher den Nachweis erbringen, dass sie für den
Unterhalt ihres mündigen Kindes in Ausbildung zur Hauptsache aufkommen. – Die Artikel 12 und 13 EG KVG
sind entsprechend anzupassen.
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Bewertung der Lösung

– Die Lösung ist in sozialpolitischer Hinsicht vertretbar, werden doch die Prämien weiterhin vergünstigt, 
sofern die Eltern in wirtschaftlich bescheidenen Verhältnissen leben.

– Eine gerechtere Verteilung kann nur mittels Selbstdeklaration der Antragstellenden vollzogen werden. Der
Vollzugsaufwand wird wegen der Kontrollen aufwändiger.

– Annahmen zeigen, dass nur noch etwa ein Drittel der Jugendlichen in Ausbildung von der Prämienverbilli-
gung profitierten, was einem Einsparpotenzial von 2 Millionen Franken entspräche.

3. Weitere Gesetzesänderungen

3.1. Subsidiarität (Art. 7a)

Andere Kantone kennen eine Bestimmung, die subsidiär auf die Vorschriften der eidgenössischen Alters- und
Hinterlassenenversicherung verweist, was vor allem bei verfahrensrechtlichen Fragen von Bedeutung ist.

3.2. Missbräuchliche Verwendung von Mitteln der Prämienverbilligung (Art. 4 Abs. 4, 10a, 20)

Ab und zu setzen Beitragsbeziehende die erhaltenen Gelder nicht für die Begleichung der Prämienrechnun-
gen ein, weshalb diese offen bleiben. Die Verlustscheine gelangen mit einiger zeitlicher Verzögerung an die
Sozialbehörden, welche von Gesetzes wegen verpflichtet sind, die Verlustscheine zu übernehmen um den
Versicherungsschutz aufrecht zu erhalten. Die dafür aufgewendeten Mittel werden aus der Prämienverbilli-
gung finanziert. Somit werden Prämien für diese Personen zweimal finanziert. Das Gesetz soll deshalb den
Sozialbehörden in begründeten Fällen das Anordnen der Rechnungsstellung direkt an sie erlauben (nament-
lich bei Sozialhilfeabhängigen oder bei Personen, für welche uneinbringliche Prämien und Kostenbeteiligun-
gen bezahlt worden sind). In diesen Fällen wird der Anspruch der Prämienverbilligung zwingend an das 
Gemeinwesen abgetreten. 

Um Missbräuchen entgegentreten zu können, ist der Ausgleichskasse das Recht einzuräumen, missbräuch-
lich verwendete Mittel aus der Prämienverbilligung mit anderen Leistungen aus Sozialversicherungen (z. B.
Ergänzungsleistungen oder Prämienverbilligungen des Folgejahres) zu verrechnen.

3.3. Verlustscheine (Art. 4, 5, 10 Abs. 4 bisher)

Gemäss heutigem Ablauf werden die Verlustscheine aus uneinbringlichen Prämien und Kostenbeteiligungen
im Umfang des Leistungsobligatoriums durch die Sozialbehörden gedeckt. Die Kosten können der Aus-
gleichskasse in Rechnung gestellt werden. Das Rückgriffsrecht steht den Sozialbehörden zu. Dieser Ablauf
ist zu vereinfachen, indem die Sozialbehörden die Verlustscheine der Ausgleichskasse weiterleiten können
und diese den Versicherern die ungedeckten Kosten deckt. Daher hat der Ausgleichskasse das Rückgriffs-
recht zuzustehen. 

3.4. Gesamtanspruch (Art. 13 Abs. 2)

Die Prämienverbilligung für unterstützungspflichtige Kinder kann nur dann mit dem Gesamtanspruch gel-
tend gemacht werden, wenn die betreffenden Prämien bezahlt werden, was aufgrund der Versicherungs-
police relativ einfach kontrolliert werden kann.

3.5. Berechnung anrechenbares Einkommen (Art. 16 Abs. 1)

Bei der Berechnung des anrechenbaren Einkommens wird heute das Bruttoeinkommen um 10 Prozent des
steuerbaren Vermögens erhöht. Die Nennung der Prozentzahl im Gesetz erweist sich als schwerfällig, sollte
doch der Landrat dieses Berechnungsdetail bestimmen können; z.B. soll er den Vermögenszuschlag auf 20
Prozent erhöhen dürfen, wenn dies zu mehr Verteilgerechtigkeit führt. Für die übrigen Regelungen bezüglich
anrechenbarem Einkommen bleibt der Regierungsrat zuständig. 

3.6. Verwirkungsfrist (Art. 19)

Bei der Revision des EG KVG an der Landsgemeinde 2002 wurde die Verwirkungsfrist versehentlich abge-
schafft, was durch einen Entscheid des Verwaltungsgerichts festgestellt wurde. Die Verwirkungsfrist ist wie-
der einzuführen.

4. Mögliche künftige Aenderungen

Von verschiedener Seite – unter anderem von Versicherern und Politikern – wird immer wieder die Idee
geäussert, die Prämienverbilligung sei über die Krankenversicherer auszuzahlen, damit diese die Prämien-
rechnung reduzieren könnten. Dadurch werde der Verwaltungsaufwand reduziert und die Mittel der Prämien-
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verbilligung würden direkt für den eigentlichen Bestimmungszweck eingesetzt. Das Gesetz sieht diese 
Möglichkeit der Auszahlung bereits vor (Art. 21 Abs. 2), und einige wenige Krankenversicherer nutzen diese
Möglichkeit. Eine weitergehende Uebernahme ist jedoch abhängig von der Kompatibilität der EDV-Systeme
der kantonalen Verwaltung und der Versicherer sowie von der Höhe des Preises, den die Versicherer für den
bei ihnen anfallenden Verwaltungsaufwand verlangen.

Im Bereich der Prämienverbilligung ist mit der Revision des KVG auf eidgenössischer und mit der Verwal-
tungsreorganisation auf kantonaler Ebene einiges im Fluss, weshalb das EG KVG vermutlich an einer der
nächsten Landsgemeinden erneut angepasst werden muss.

5. Beratung im Landrat

Eine landrätliche Kommission unter dem Vorsitz von Landrätin Susanne Jenny Wiederkehr, Niederurnen, 
befasste sich mit der Vorlage. Eintreten war unbestritten. Die vorgeschlagene Lösung für Jugendliche fand
im Grundsatz grossmehrheitlich Zustimmung. Die Koppelung des Kinderabzugs an die Steuererklärung
wurde jedoch in Frage gestellt, da deren Zweck durch den Verzicht auf Geltendmachung des Kinderabzuges
leicht umgangen werden könnte. Auch kann bei Lehrlingen der Kinderabzug meist nicht mehr gemacht wer-
den, sodass der selbstständige Anspruch bestehen bliebe. Die Kommission schlug daher vor, den Anspruch
auf Prämienverbilligung bei mündigen Kindern in Ausbildung vom Kinderabzug in der Steuererklärung zu
entkoppeln. Neu wird der Anspruch von folgenden, mit Formularen zu erbringenden Nachweisen, abhängig
gemacht: 
– Jugendliche, welche einen selbstständigen Anspruch geltend machen, müssen nachweisen, dass sie

nicht in Ausbildung sind oder dass sie trotz Ausbildung den Lebensunterhalt zur Hauptsache selbst 
bestreiten. 

– Beantragende Eltern haben zu erklären, dass sie zur Hauptsache für den Unterhalt ihres mündigen Kin-
des in Ausbildung aufkommen. 

Die landrätliche Kommission beantragte daher – im Einvernehmen mit dem Regierungsrat, welcher sich
ihrem Vorschlag anschloss – eine Neufassung der Artikel 12 Absatz 5 und 13 Absatz 2 EG KVG. Im Weiteren
empfahl sie, es solle der Landrat und nicht der Regierungsrat den Anteil des steuerbaren Vermögens 
bestimmen, welcher dem anrechenbaren Einkommen aufgerechnet wird. 

Im Landrat war Eintreten ebenfalls unbestritten. Die vorgesehene Revision wurde begrüsst, auch wenn sie
zu einem höheren Vollzugsaufwand führt. Ein Antrag, in Artikel 16 bei der bisherigen Fassung zu bleiben,
fand keine Mehrheit. In zweiter Lesung wurde Artikel 16 aber dahingehend geändert, dass der Landrat den
Anteil des steuerbaren Vermögens festlegt, welcher dem anrechenbaren Einkommen zugerechnet wird; alle
weiteren Abzüge und Zuschläge bestimmt der Regierungsrat. – In der Debatte wurde zudem angeregt, den
Vollzug aus Effizienzgründen durch die Steuerverwaltung statt durch die Ausgleichskasse vornehmen zu las-
sen. Der Regierungsrat erwiderte, es seien solche Abklärungen im Gange und es würden momentan die 
Kosten einer solchen Lösung ermittelt. Bei positivem Ergebnis sei ein Uebergang mit dem Inkrafttreten der
neuen Verwaltungsorganisation 2006 denkbar.

In der Schlussabstimmung wurde die bereinigte Vorlage einstimmig zuhanden der Landsgemeinde verab-
schiedet.

6. Antrag

Der Landrat beantragt der Landsgemeinde, nachstehender Gesetzesänderung zuzustimmen:
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Aenderung des Einführungsgesetzes zum
Bundesgesetz über die Krankenversicherung

(Erlassen von der Landsgemeinde am ...... Mai 2005)

I.
Das Einführungsgesetz vom 5. Mai 1996 zum Bundesgesetz über die Kran-
kenversicherung (EG KVG) wird wie folgt geändert:

Art. 4 Abs. 3 (neu) und Abs. 4 (neu)
3 Die Ausgleichskasse hat den Versicherern die uneinbringlichen Prämien
und Kostenbeteiligungen der Versicherungspflichtigen im Umfang des Leis-
tungsobligatoriums zu ersetzen. Sie haftet nur soweit, als ein Verlustschein
des Krankenversicherers vorliegt. Für ihre Zahlungen steht ihr das Rück-
griffsrecht auf die Pflichtigen zu.

 



4 Die Ausgleichskasse kann Leistungen nach diesem Gesetz mit ausstehen-
den Beiträgen an eidgenössische oder kantonale Sozialversicherungen ver-
rechnen.

Art. 5 Abs. 3
3 Die Sozialbehörden am fürsorgerechtlichen Wohnsitz oder am Aufenthalts-
ort nehmen die Verlustscheine für die uneinbringlichen Prämien und Kosten-
beteiligungen entgegen und leiten diese der Ausgleichskasse weiter.

Art. 7a (neu)

Subsidiarität

Soweit dieses Gesetz keine Regelung enthält, finden die Vorschriften des
Kantons und des Bundes über die eidgenössische Alters- und Hinterlasse-
nenversicherung sowie des Bundesgesetzes über den Allgemeinen Teil des
Sozialversicherungsrechts als ergänzendes Recht sinngemäss Anwendung.

Art. 10 Abs. 4

Aufgehoben.

Art. 10a (neu)

Ausserordentliche Rechnungsstellung

Die Sozialbehörden können in begründeten Fällen anordnen, dass die Rech-
nungsstellung der Versicherer für die Prämien direkt an sie erfolgt. Ein be-
gründeter Fall liegt namentlich vor, wenn Anlass zur Befürchtung besteht,
dass die ausbezahlte Prämienverbilligung nicht für die Begleichung der Prä-
mienrechnungen verwendet wird und Prämien als uneinbringlich von der
Ausgleichskasse entrichtet werden müssen (Art. 4 Abs. 3).

Art. 12 Abs. 5 (neu)
5 Volljährige Kinder in Ausbildung, deren Unterhalt zur Hauptsache von den
Eltern in Erfüllung der gesetzlichen Unterstützungspflicht bestritten wird,
haben keinen selbstständigen Anspruch auf Prämienverbilligung (Art. 13
Abs. 2 Bst. b).

Art. 13 Abs. 2
2 Im Weiteren können Personen einen Gesamtanspruch auf Prämienverbilli-
gung geltend machen:
a. für sich und ihre unmündigen Kinder, soweit sie in Erfüllung der gesetz-

lichen Pflicht deren Prämien für die obligatorische Krankenpflegeversi-
cherung entrichtet haben;

b. für sich und ihre volljährigen Kinder in Ausbildung, wenn sie in Erfüllung
der gesetzlichen Unterstützungspflicht den Unterhalt zur Hauptsache
bestreiten.

Art. 16 Abs. 1
1 Das anrechenbare Einkommen entspricht dem Bruttoeinkommen, erhöht
um einen vom Landrat festgelegten Anteil des steuerbaren Vermögens
gemäss den aktuell verfügbaren kantonalen Steuerdaten. Der Regierungsrat
kann weitere Abzüge und Zuschläge zum Bruttoeinkommen bestimmen.

Art. 19

Verwirkung

Die Ansprüche auf individuelle Prämienverbilligung verwirken, wenn:
a. die Geltendmachung nicht innerhalb der vorgeschriebenen Fristen erfolgt;
b. anspruchsbegründende Aenderungen nicht innerhalb der vom Regie-

rungsrat vorgeschriebenen Frist mitgeteilt werden;
c. nachgeforderte Unterlagen nicht fristgerecht eingereicht werden;
d. notwendige Auskünfte nicht erteilt werden.
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Art. 20

Abtretung, Uebergang

Bisheriger Text wird zu Abs. 1.
2 Hat eine Sozialbehörde aufgrund von Artikel 10a die Prämien anstelle des
Versicherten direkt dem Versicherer vergütet, so geht der Anspruch auf Prä-
mienverbilligung auf die betreffende Gemeinde über.

II.
Die Aenderung von Artikel 19 tritt am 1. Juni 2005, die übrigen Artikel treten
am 1. Januar 2006 in Kraft.
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§ 12 Aenderung verschiedener Gesetze im Sozialversicherungsbereich

Die Vorlage im Ueberblick

Der Landsgemeinde wird die Aenderung dreier Gesetze beantragt: 
– Einführungsgesetz zum Bundesgesetz über die Alters- und Hinterlassenenversicherung;
– Einführungsgesetz zum Bundesgesetz über die Invalidenversicherung;
– Gesetz über kantonale Ergänzungsleistungen zur Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversicherung.

Die Vorlage beinhaltet das Umsetzen eines berechtigten, auf ihre Ausgestaltung hin aber zurückgezoge-
nen Memorialsantrages; demgemäss wird für die Berechnung der Beitragsleistungen der Gemeinden
auf die aktuellsten Einwohnerzahlen abgestellt. Zudem bringt sie punktuelle Flexibilisierungen im Bereich
der Ergänzungsleistungen (EL). – Weitergehende Aenderungen werden später in einer umfassenderen
Vorlage zu behandeln sein.

Die Schweizerische Sozialversicherungsstatistik zeigt, dass der Kanton Glarus überdurchschnittlich
viele EL-Bezüger und vergleichsweise hohe EL-Kosten aufweist. Eine Arbeitsgruppe analysierte diese
Situation und schlug verschiedene Sparmassnahmen vor: 
– Einkommensgrenze: Die Einkommensgrenzen sollen nicht mehr an die im Bundesgesetz vorgese-

hene Höchstgrenze gebunden sein, sondern vom Landrat innerhalb der bundesrechtlichen Vorgaben
festgelegt werden. Es soll die Möglichkeit geschaffen werden, die Einkommensgrenze bei der nächs-
ten Erhöhung durch den Bund auf dem bisherigen Stand (17 640 Fr.) zu belassen. 

– Taschengeld (Alters- und IV-Heim sowie Pflegeheim): Die Bemessung des Taschengeldes soll nicht
mehr an die maximale Einkommensgrenze gebunden sein. 

– Anrechnung der Tagestaxen: Dafür soll auf drei Heimkategorien (Alters-, Invaliden[wohn]- und Pflege-
heime) abgestellt werden, und es sollen unterschiedliche Ansätze/Beiträge festgelegt werden.

Die beantragten Gesetzesänderungen wirken sich personell nicht aus. Hingegen hat das Aendern der
Berechnungsgrundlagen deutliche finanzielle Folgen. Es bringt zudem eine den aktuellen Verhältnissen
besser entsprechende Belastung der Gemeinden. Die finanziellen Auswirkungen der Anpassung der EL-
Ansätze hängen davon ab, in welchem Ausmass der Landrat die Möglichkeiten ausschöpft.

Der Landrat beantragt der Landsgemeinde Zustimmung zur Vorlage. 

1. Berechnung der Anteile der Gemeinden an AHV, IV und Ergänzungsleistungen

Die Gemeinderäte Rüti und Braunwald reichten im Mai 2004 einen Memorialsantrag ein. Sie wollten die 
Berechnung der Gemeindeanteile an die AHV, IV und EL auf aktuellere Wohnbevölkerungsdaten abstützen.
Das Abstellen auf die Zahlen der letzten eidgenössischen Volkszählung trage den sich wandelnden Verhält-
nissen ungenügend Rechnung und führe zu unhaltbaren Verzerrungen. 

Dieses berechtigte Anliegen nahm der Regierungsrat von sich aus auf. Neu soll – analog der Regelung in 
anderen Erlassen (z.B. Art. 47 Abs. 2 Verordnung zum Steuergesetz) – auf die aktuellsten mittleren Einwohner-
zahlen des Bundesamtes für Statistik abgestellt werden. Auf diese Weise besteht Gewähr sowohl für die
rechtzeitige Verfügbarkeit als auch für die einheitliche Erfassung. Die Memorialsantragsteller erklärten sich
mit der modifizierten Umsetzung ihres Anliegens einverstanden und zogen ihren Antrag nach der Zustim-
mung des Landrates zur Vorlage zurück. Die neuen Bestimmungen sollen auf das Rechnungsjahr 2005 
angewendet werden und sind deshalb rückwirkend auf den 1. Januar 2005 in Kraft zu setzen. Für die 
Umsetzung dieses Anliegens sind drei Gesetzesänderungen («…werden aufgrund der aktuellsten mittleren
Einwohnerzahl berechnet») notwendig:

 


